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WISSENSCHAFT FUR DIE PRAXIS

Zum Problem der Messung 
staatlicher Wirtschaftsaktivitäten
Siegfried G. Schoppe, Dieter Porschen, Hamburg

Die Aussagefähigkeit der üblichen staatswirtschaftlichen Quoten wird allgemein kritisiert. Auch nei 
entwickelte Quantifizierungsmöglichkeiten der Staatsaktivitäten weisen Schwächen auf. Bei spezifischei 
Fragestellungen sind jedoch mit einigen der traditionellen Kennziffern brauchbare Ergebnisse zu er 
zielen.

V or einiger Zeit hat der Wissenschaftliche Bei­
rat beim Bundesministerium der Finanzen ein 

Gutachten zur Aussagefähigkeit staatswirtschaft­
licher Quoten erstellt und verö ffentlich t1), das eine 
Kurzfassung der Kritik darstellt, die bisher am un­
befriedigenden Meßinstrumentarium staatlicher 
Wirtschaftsaktivitäten geübt wurde. Insbesondere 
werden die Aussagefähigkeit sowie die methodi­
sche Zuordnung dieser allgemein verbreiteten 
„Q uoten“ kritisiert. A llerdings lassen die Beirats­
m itglieder denjenigen, der Vorschläge für besser 
geeignete Meßsysteme erwartet hätte, vergebens 
hoffen: Das Gutachten liefert eine Auflistung des­
sen, was die gängigen speziellen staatswirtschaft­
lichen Quoten nicht aussagen können und wofür 
man sie auf keinen Fall zur Argumentation und 
Beweisführung heranziehen darf.

Als Reaktion auf diese Situation hat in der Litera­
tur die Suche nach besseren Quantifizierungs­
möglichkeiten der Staatsintensität eingesetzt, die 
allerdings wiederum eigene Schwächen hervor­
bringen müssen. Als ein Beispiel sei der Beitrag 
von Lang zur Messung der Staatstätigkeit ge­
nannt, der auf der Erfassung staatlicher Markt­
anteile be ruh t2). Untersucht werden die drei 
Märkte für Güter, Produktionsfaktoren und Geld 
und Kredit. Das Gesamtbild verschiedener Kenn­
ziffern soll dann bessere Aussagen über Ausdeh­
nung oder Einschränkung des Staatssektors in der

') W i s s e n s c h a f t l i c h e r  B e i r a t  b e i m  B u n d e s ­
m i n i s t e r i u m  d e r  F i n a n z e n :  Gutachten zur Aussage­
fähigkeit staatswirtschaftlicher Quoten, in: Bulletin des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 90 v. 30. Juli 1976, 
S. 849-862.
2) Eva L a n g :  Staatswirtschaftliche Quoten. Ein Beitrag zur 
Messung der Staatstätigkeit, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 56. Jg. 
(1976), H. 10, S. 529-536.

Dr. Siegfried G. Schoppe, 33, und Dieter Por­
schen, 26, Dipl.-Volkswirt, sind wissenschaft­
liche Assistenten am Institut für Außen­
handel und Überseewirtschaft der Univer­
sitä t Hamburg.

Volkswirtschaft erlauben. Jedoch scheitert aucl 
dieser Versuch letztendlich an „der Erfassung um 
Bewertung öffentlicher Güter, ihrer Zurechnung ii 
unterschiedliche Verwendungskategorien um 
ihrer Integration in ein gesamtwirtschaftliche 
Rechnungssystem“ 3). So ist das Ergebnis diese: 
Neuansatzes die Feststellung, daß die Staatsakti 
vität an den Märkten der Bundesrepublik Deutsch 
land seit 1960 zugenommen hat — ein Ergebnis 
das auch die bisher verwendeten aus der volks 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung ermitteltei 
Staatsquoten geliefert hatten.

Zwei Fragestellungen

Unter diesen Bedingungen — Vorherrschen eine 
mangelhaften Meßinstrumentariums, Nichtverfüg 
barkeit eines zufriedenstellenden Quantifizierungs 
Verfahrens wohl noch für lange Zeit — scheint e 
ratsam, alle Anstrengungen auf die Verringern™ 
der Mängel bei der Ermittlung trad itioneller Quc 
ten zu richten. Denn die weitere Möglichkeit, gan 
auf Meßversuche zu verzichten, ist Wissenschaft 
lieh und politisch nicht befriedigend.

In den folgenden Ausführungen soll versucht wei 
den zu zeigen, daß bestimmte Kennziffern für spe 
zifizierte Fragestellungen brauchbare Ergebniss 
liefern. Das soll an zwei Fragestellungen demon 
striert werden, die durch den engen Zeitbezu 
miteinander verwandt s ind :

□  Hat der Staat in der Vergangenheit langfristi 
seine Wirtschaftsaktivitäten auffällig ausgedehnt

Q  Nimmt die Staatsaktivität volkswirtschaftlic 
gesehen gegenwärtig zu oder ab, oder bleibt si 
relativ gleich?

Die Meßergebnisse müssen eine Relativierun 
durch Aussagen über den „background“ erfahrer 
vor dem sie zu sehen sind. Denn die Staatstätic 
keit ist nicht auf staatliche Ausgaben und Eir

3) Eva L a n g ,  a. a. O., S. 536.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

nahmen, die zur Quantifizierung und Quotenbil­
dung verwendet werden, begrenzt und ist nicht 
ausschließlich durch die Ausgabenintensität staat­
licher Aufgabenerfüllung festgelegt. Vielmehr fin ­
det die Staatsaktivität ihren Ausdruck in Rechts­
normen, Erstellung von Leistungen, der Gewäh­
rung von Subventionen usw. — Aktivitäten also, 
die sich nicht einheitlich zu Ausgaben- oder Ein­
nahmenkategorien zusammenfassen lassen und 
so inhomogen sind, daß die Zusammenfassung 
der Staatsaktivität zu einer Ziffer nur begrenzten 
Erkenntniswert haben kann. „Eine niedrige Staats­
quote bildet keinen sicheren Beleg für staatliche 
Enthaltsamkeit, sondern ausschließlich für einen 
vergleichsweise geringen Anteil der Staatsaus­
gaben am Sozialprodukt.“ 4) Der Grad der Libera­
lität oder die Veränderung der Macht des Staates 
als die Größen, zu deren Beurteilung die Staats­
quoten in der politischen Diskussion herangezo­
gen werden, kann nicht anhand einer einzigen 
hochaggregierten Kennziffer beurteilt werden. Die 
zwei genannten Fragen werden abschließend 
durch einige Überlegungen zu diesem qualitativen 
Aspekt ergänzt.

Säkularer Staatsquotenvergleich

Im folgenden soll gezeigt werden, daß bei einem 
säkularen Ex-post-Vergleich von Staatsquoten, die 
eine Zeitreihe von mehr als 100 Jahren umfassen, 
trotz erheblicher Meß- und Interpretationspro­
bleme fundierte Aussagen möglich sind. Es soll 
der Zeitreihe der „Staatsausgabenquote i.e.S.“ 
(=  Staatsverbrauch für zivile und militärische 
Zwecke sowie Bruttoanlageinvestitionen des Staa­
tes) die Entwicklung der staatlich Beschäftigten 
gegenübergestellt werden. Darin spiegelt sich 
nämlich, völlig abseits von Währungsproblemen 
usw. die Aktivität des Staates am Arbeitsmarkt, 
einem der von Lang vorgeschlagenen Faktor­
märkte, wider. Im Gegensatz zum Geld-, Kredit- 
und Gütermarkt, die erhebliche Bewertungspro­
bleme aufwerfen, kann nämlich am Faktormarkt 
für Arbeitskräfte mit realen Größen gerechnet 
werden. Der Arbeitsmarkt bietet gleichzeitig fo l­
gende Vorteile: Er ist von der Größenordnung her 
hinreichend relevant, leicht abgrenzbar und bietet 
dem Staat die Möglichkeit, direkter als bei allen 
anderen Aktivitäten Einfluß auf seine Bürger — 
aufgrund der Weisungsbefugnis im Rahmen eines 
Beschäftigten- bzw. Beamtenverhältnisses -  zu 
nehmen.

Tabelle 1 weist eine überraschend gleichmäßige 
Zeitreihenentwicklung der gewählten Quoten aus: 
Beide Quoten betragen 1974 das 3,5fache ihres 
Ausgangswertes von 1849 bzw. 1850/54. Unter 
diesen Umständen scheint der Schluß gerecht-

4) Gutachten zur Aussagefähigkeit staatswirtschaftlicher Quoten, 
a. a. 0 ., S. 862.

zur öffentlichen Verwaltung 
und öffentlichen Wirtschaft

Herausgegeben von Professor D r. P eter E ichhorn, Hochschule fü r  V er­
waltungswissenschaften Speyer, und  Professor D r. Friedrich, Institu t fü r  
Finanzw issenschafl der U niversität M ünster

Peter Breitenstein Neuerscheinung

Staatlich administrierte Preise

U nter dem Eindruck der in  den letzten Jahren auch in  der Bundes­
republik rapide angestiegenen Inflationsraten haben die F ragea  
nach dem Prozeßzusam m enhang zwischen den durch die öffentliche 
H and fixierten oder maßgeblich beeeinflußten sogenannten staatlich 
adm inistrierten Preisen und  dem  K onjunktur- und  Inflationsprozeß 
w ieder verstärkt an Bedeutung gewonnen. D ie A nnahm en über das 
Ausmaß der staatlichen Preisadm inistration sowie den spezifischen 
inflationären und konjunkturellen Prozeßzusam m enhang sind dabei 
nach wie vor uneinheitlich.
D er A utor entwickelt un ter Einbeziehung der Abgrenzungskriterien, 
p rivat adm inistrierter Preise und  durch die E inordnung staatlich 
adm inistrierter Preise in die Theorie der W irtschaftspolitik eine 
operationale definitorische A bgrenzung staatlich adm inistrierter 
Preise und eine System atisierung ih rer Form en. Diese bilden die 
Basis für die Untersuchung der Preisbildung .in der Bundesrepublik 
auf das V orkom m en staatlich adm inistrierter Preise und der je ­
weiligen Administrationstechniken. D urch die Aufteilung der W ä­
gungsschemata des Preisindex fü r die Lebenshaltung m ittlerer A r­
beitnehm erhaushalte in ihre staatlich adm inistrierten und staatlich 
nicht adm inistrierten K om ponenten erfo lgt eine Q uantifizierung 
des U m fangs staatlich adm inistrierter Preise un ter Berücksichtigung 
sowohl der zeitlichen V eränderung der V erbrauchsstruktur als auch 
der staatlichen Preisadm inistration. In  einer inflations- und  kon­
junkturtheoretischen A nalyse und  ihrer empirischen Ü berprüfung 
werden die Bedeutung der staatlich adm inistrierten Preise für den 
Inflationsprozeß sowie ihre konjunkturelle Reagibilität und ih r V er­
halten im  K onjunkturprozeß der Bundesrepublik untersucht. A b­
schließend werden die aus der Existenz der staatlichen Preisadm ini­
stra tion  entstehenden stabilitäts- und konjunkturpolitischen P ro ­
blem e sowie die M öglichkeiten und G renzen einer stabilitäts- und 
konjunkturpolitischen Instrum entalisierung staatlich adm inistrierter 
Preise diskutiert.

Band 18, 1977, 291 S., 15,3 x 22,7 cm, Salesta hart., 79,- DM  
ISBN 3-7890-0248-8

Nomos Verlagsgesellschaft Jr ^
Postfach 610 • 7570 Baden-Baden L
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fertigt, daß Staatsquoten zumindest in langfristi­
ger Ex-post-Sicht durchaus einen hohen Aussage­
wert haben.

Es ist also im Prinzip gleich, ob man für lang­
fristige Ex-post-Betrachtungen mit Staatsquoten 
oder realen Quoten (hier: Beschäftigtenquote im

Tabelle 1 
Staatsausgabenquote i.e.S. und 

Beschäftigtenquote im öffentlichen Dienst 
im Vergleich 

(Deutschland bzw. Bundesrepublik Deutschland)

Zeit(raum)

Staatsaus­
gabenquote 
i.e.S. (%  des 
NSP bis 1959, 
ab 1960 des 

BSP) i)

Zeit(raum)

Beschäftigtenquote 
im öffentl. Dienst 
(%  der insgesamt 

Erwerbstätigen 
ohne Arbeitslose)

1849 4,4
1850/54 6,9
1855/59 6,0
1860/64 5,8 1861 5,3
1865/69 7,2
1870/74 8,2
1875/79 8,1 1875 5,7
1880/84 7,9 1880 5,8
1885/89 8,4
1890/94 9,1 1890 6,5
1895/99 8,7
1900/04 9,8 1900 7,5
1905/09 10,2
1910/13 10,8 1910 8,1
1925/29 13,6 1925 8,8
1930/34 16,1 1930 10,0
1935/38 25,5

1939 12,2
(1950
%  BSP) (16,2) 1950 12,3

1951 12,3
1950/54 17,3 1952 12,1

1953 11,8
1954 11,6
1955 11,3
1956 11,2

1955/59 17,2 1957 11,1
(1958
%  BSP) (16,0) 1958 11,1
(1959
Vo BSP) (16,5) 1959 11,3
1960 16,7
1961 17,4
1962 18,7
1963 19,8
1964 19,4
1965 19,6
1966 19,9 1966 13,0
1967 20,1 1967 13,3
1968 19,4 1968 13,4
1969 19,6 1969 13,0
1970 20,2 1970 13,5
1971 21,2 1971 13,9
1972 21,3 1972 14,5
1973 21,7 1973 14,8
1974 23,9 1974 15,6
1975 25,3 1975
1976 24,5 1976

i) Da die älteren Hoffmannschen Daten sich auf das NSP beziehen, 
heute aber die aus dem BSP abgeleiteten Quoten üblich sind, wer­
den trotz Einschränkungen der Vergleichbarkeit die entsprechen­
den Quoten verwendet.
Q u e l l e n :  Eva L a n g ,  a. a. 0 ., S. 535; Walther G . H o f f ­
m a n n :  Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte 
des 19. Jahrhunderts (Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissen­
schaft, Abteilung Staatswissenschaft, Hrsg. W . K u n k e l u. a.), 
Berlin, Heidelberg, New York 1965, S. 108 sowie S. 200 bis 206; 
Statistisches Jahrbuch 1976 für die Bundesrepublik Deutschland, 
Hrsg. Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, Stuttgart und Mainz 
1976, dazu frühere Jahrgänge; Monatsberichte der Deutschen Bun­
desbank, 29. Jg ., Nr. 3/März 1977; Bundesministerium für W irt­
schaft (BM W i): Leistung in Zahlen '75, Bonn u. Berlin 1976; Han­
delsblatt, div. Nummern; Wirtschaftswoche, div. Nummern.

öffentlichen Dienst) arbeitet; die K ritik  an der 
Staatsquoten scheint also zumindest für dies« 
Fragestellung weit überzogen. Die Zahlenkolon 
nen dokumentieren eindeutig die gesteigerter 
Wirtschaftsaktivitäten z. B. der Bundesrepublil 
Deutschland gegenüber dem Deutschen Reict 
oder auch der Weimarer Republik.

Gegenläufige Tendenzen

Der Streit um die Staatsquoten ist zwischen Wis 
senschaftlern und Politikern in der gegenwärtigei 
Phase der Entwicklung besonders heiß entbrannl 
Auch hier soll versucht werden, mit geeignetei 
quantitativen Kennziffern die Entwicklung de 
Wirtschaftsaktivitäten des Staates auszuleuchter

Während die Berechnung von Staatsquoten für dii 
langfristige Ex-post-Entwicklung übereinstim 
mende und eindeutige Ergebnisse liefert, ergebet 
sich für die jüngste Zeit gegenläufige Tendenzer 
die hier kurz skizziert und anschließend in Tabe! 
len belegt werden sollen.

Recktenwald, der für die Zeit ab 1913 ebenfall 
eine Zunahme der Staatsquote nachweist, komrr 
für die Gegenwart zu dem Schluß, daß der Staats 
anteil nicht mehr w ächst5). Rahmeyer ste llt fes 
daß „die Höhe der Staatsquote im Zeitraum 195 
bis 1973 relativ konstant geblieben“ ist, wenn ma 
die Abgrenzung der Finanzstatistik wählt; da 
aber „sowohl die Gesamtausgaben- als auch di 
Realausgabenquote“ gestiegen sind, wenn di 
Staatstätigkeit nach der Volkswirtschaftlichen G« 
samtrechnung abgegrenzt w ird 6). Auch die Steuei 
quote läßt heute keinen ansteigenden Trend mei­
erkennen (vgl. Tabelle 2).

Während die bisher angesprochenen Quoten di 
Frage offenhalten, ob die Staatsaktivität konstar 
b leibt oder ansteigt, lassen sich weitere Kennzi 
fern ermitteln, die eher auf ein Nachlassen staa 
licher Wirtschaftsmacht hindeuten. Hier seien ni 
die Tiefbauaufträge sowie die Spareinlagen de 
öffentlichen Hand beispielhaft erwähnt. Die Eir 
führung von Bestandsgrößen (Spareinlagen, Ve 
schuldung der öffentlichen Hand, Vermögen; 
Situation etc.) zusätzlich zu den aus Stromgröße 
gebildeten Staatsquoten wird an dieser Stelle fi 
unbedingt erforderlich gehalten; denn bei der B( 
urteilung der wirtschaftlichen Aktivität von Unte 
nehmen und Haushalten wird regelmäßig nicht ni 
die Umsatz- und Gewinn-, sondern auch und gar 
besonders die Vermögenskonzentration hinzugi 
zogen.

5) H. C . R e c k t e n w a l d :  Die Entwicklung der öffentlichi 
Ausgaben in der Bundesrepublik, in: H . König (H rsg .): Wandlu 
gen der Wirtschaftsstruktur in der Bundesrepublik Deutschlai 
(Schriften des Vereins für Socialpolitik, NF, Bd. 26), Berlin 19(
S. 210; d e r s e l b e :  Staatswirtschaft und säkulare Entwlc 
lung, in: Ham burger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschafl 
politik, 15. Jg . (1970), S . 137.
<) Fritz R a h m e y e r :  ökonomische und politische Hemmnis 
einer Erhöhung der Staatsquote, Köln 1975, S. 42 ff.
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Tabelle 2
Die Entwicklung der Staats- und Steuerquoten 

in der Bundesrepublik Deutschland 
von 1961 bis 1976 in jeweiligen Preisen

Jahr

Quote Gesamtausgaben 
in %  des BSP

VGR3) I Finanz­
statistik2)

Realausgabeni) 
in %  des BSP

V G R 3)

Steuern 
in %  des BSP

Finanz­
statistik

1961 34,1 28,4 17,4 -

1962 36,1 29,6 18,7 24,0
1963 36,5 30,1 19,8 23,7
1964 36,2 30,1 19,4 23,6
1965 36,9 30,2 19,6 22,9
1966 37,2 29,6 19,9 22,9
1967 38,9 31,2 20,1 23,1
1968 38,1 29,3 19,4 22,6
1969 37,9 28,7 19,6 24,0
1970 37,9 28,6 20,2 22,4
1971 39,1 29,8 21,2 22,7
1972 39,9 30,2 21,3 23,6
1973 40,5 30,1 21,7 24,2
1974 43,1 - 23,9 24,0
1975 47,5 - 25,3 23,2
1976 47,0 - 24,5 -

Jahr

Staats-
quote

Gesamtausgabenquote 

nominal | real

Realausgabenquote 

nominal real

1961 34,1 34,1 17,4 17,4
1962 36,1 36,1 18,7 18,7
1963 36,5 36,3 19,8 19,5
1964 36,2 35,8 19,4 18,9
1965 36,9 36,2 19,6 18,7
1966 37,2 36,0 19,9 18,6
1967 38,9 37,5 20,1 18,6
1968 38,1 36,3 19,4 17,7
1969 37,9 35,6 19,6 17,2
1970 37,9 35,4 20,2 17,2
1971 39,1 36,2 21,2 17,5
1972 39,9 37,2 21,3 17,3
1973 40,5 36,9 21,7 16,9

nung, konstant, während die Gesamtausgaben­
quote, berechnet nach der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, leicht ansteigt. Bei der Bewer­
tung der wirtschaftlichen Aktivität des Staates sind 
diese realen Quoten den nominalen vorzuziehen.

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat zusätzlich 
zu der an der Finanzstatistik und der Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung ausgerichteten Quo­
tenberechnung sein Potentialkonzept entwickelt: 
Er setzt die öffentlichen Gesamtausgaben in Be­
ziehung zur Höhe des gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktionspotentials und errechnet unter verschie­
denen Preisniveauannahmen die folgenden Staats­
quoten:

Tabelle 4
Die Entwicklung der potentialorientierten 

Staatsquote von 1966 bis 1971

1) Die Realausgabenquote ist identisch mit der in Tabelle 1 aus­
gewiesenen Staatsausgabenquote i.e . S.
2) Diese von R a h m e y e r  bis 1973 aus den Finanzberichten der 
Bundesregierung errechneten Quoten umfassen nur die eigenfinan­
zierten Ausgaben. (Zur Fremdfinanzierung des Staates vgl. die A n­
gaben weiter unten.)
3) VGR =  Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung.
Q u e l l e n :  Fritz R a h m e y e r ,  a. a. O ., S. 43, Tabelle 1; 
B M W i :  Leistung in Zahlen ’75, Bonn 1976, S. 117, sowie frühere 
Auflagen; eigene Berechnungen der Verfasser.

Tabelle 2 zeigt, daß die nominellen Quoten der 
Gesamt- und Realausgaben, berechnet nach der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, ansteigen, 
während die Gesamtausgaben und Steuern, be­
rechnet nach der Finanzstatistik, konstant sind.

Tabelle 3
Die Entwicklung der nominalen und realen 

Staatsquoten von 1961 bis 1973 in %  des BSP 
nach der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

Jahr

Staatsquote
1966 1967 1968 1969 1970 1971

Beanspruchte
Staatsquote 28,5 28,7 28,1 28,9 29,2 29,6
Realisierte 
Staatsquote 
(ohne Preis­
struktureffekt) 28,5 28,9 28,2 28,7 28,2 28,5
Realisierte 
Staatsquote 
(mit Preis­
struktureffekt) 28,5 28,8 27,9 27,7 26,8 26,7

Q u e l l e :  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 1971, Tabelle 20.

Im angegebenen Zeitraum 
Staatsquote nicht gestiegen.

ist die realisierte

Tabelle 5 
Abgabenquote, Distributionsquote und 
Sozialleistungsquote von 1960 bis 1975

Jahr

Abgabenquote 
(Steuerquote 

haushalts- 
rechtl., Sozial­

abgaben 
nach VGR)

Distributions­
quote (geleistete 
Übertragungen)

Sozial­
leistungs­

quote
(Sozialbudget)

Q u e l l e :  Fritz R a h m e y e r ,  a. a. O ., S. 107, Tabelle 26.

Nimmt man nun reale Quoten (vgl. Tabelle 3), 
dann bleibt auch die Realausgabenquote, berech­
net nach der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

1960 31,8 15,6 —

1961 - 16,1 -

1962 33,3 16,7 -

1963 33,1 16,1 -

1964 32,8 16,1 -

1965 32,2 16,6 24,5
1966 32,6 16,5 -

1967 32,9 17,8 -
1968 32,4 17,7 -

1969 34,2 17,4 -

1970 33,1 16,8 25,5
1971 33,7 16,9 26,1
1972 35,1 17,6 26,9
1973 36,5 17,9 27,3
1974 36,6 18,9 28,9
1975 36,4 21,6 32,2

Q u e l l e :  BM W I: Leistung in Zahlen '75, Bonn 1976, S. 103, 117, 
sowie frühere Auflagen; Handelsblatt, div. Nummern.
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Hier wird unzweifelhaft klar, daß es die Funktion 
der Einkommensdistribution des Staates ist, die 
sich gegenwärtig immer mehr ausweitet; die übri­
gen staatlichen Aktivitäten nehmen bei erhöhtem 
Sozialbudget ab.

Die Aufgliederung der Gesamtausgaben des öf­
fentlichen Sektors für 1976 in Tabelle 6 zeigt, daß 
insgesamt 47,94 % durch geleistete Übertragun­
gen an andere Wirtschaftssubjekte zu zahlen sind, 
während nur 52,06 % wirtschaftliche Verfügungs­
macht des Staates für den eigentlichen Staatsver­
brauch und die Bruttoanlageinvestitionen übrig 
sind. Die Zins- und Transferzahlungen dagegen 
sind vertraglich bzw. gesetzlich verankerte Rechts­
verpflichtungen des Staates.

Diese wenigen Kennziffern mögen genügen, ur 
zu zeigen, daß die wirtschaftliche Aktivität und de 
Einfluß des Staates, wenn w ir die wirtschaftlich 
Aktivität als Maß hierfür verwenden, aufgrund vo 
Vermögenspositionen gegenwärtig nicht zunimm

Stärkung der Staatsaktivitäten

Es wäre sicherlich voreilig, in der zunehmende 
Verschuldung des Staates eine Schwächung se 
ner Wirtschaftsmacht zu sehen. Bei der Aufnahm 
hoher Bankkredite beispielsweise muß ein Wir 
schaftsunternehmen sich normalerweise erheb 
liehe Kontrollen, Auflagen und Mitspracherecht 
gefallen lassen. Aber mit zunehmendem Kredi 
volumen verändert sich die Position des Kredi

Tabelle 6
Ausgaben des gesamten öffentlichen Sektors (Gebietskörperschaften einschl. Sonderrechnungen un 
Sozialversicherung) in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nach Ausgaben fi

das Jahr 1976 in Mrd. DM
Mrd. DM %

A. Eigentlicher Staatsverbrauch (Saldo) 235,0 44,54
1. Personalausgaben 122,8 23,28
2. Sachaufwand der Gebietskörperschaften (brutto) 79,1 14,99
3. Sachaufwand der Sozialversicherungsträger (brutto) i) 65,5 12,41

X4. Abzüglich Verkäufe X  32,4 X  6,14

B. Bruttoanlageinvestitionen 39,7 7,52
1. Bauinvestitionen 33,3 6,31
2. Ausrüstungsinvestitionen 4,5 0,85
3. Käufe von Land und gebrauchten Anlagen (abzüglich Verkäufe) 1,9 0,36

C . Zinsen 17,4 3,30

D. Transferzahlungen 235,5 44,64
1. Subventionen 15,0 2,84
2. Laufende Übertragungen an die übrige Welt 2) 9,9 1,88
3. Saldo der Vermögensübertragungen 22,7 4,30

31. Geleistete Vermögensübertragungen 30,0 5,68
311. an Unternehmen 20,1 3,81

3111. Investitionszuschüsse 3) 12,5 2,37
3112. Investitionszulage 4,3 0,82
3113. Sonstige 3,3 0,62

312. an private Haushalte 8,8 1,67
313. an übrige Welt 1,1 0,21

32. Empfangene Vermögensübertragungen 
4. Einkommensübertragungen an private Haushalte und private Organisationen

7,3 1,38

ohne Erwerbscharakter 187,9 35,62
41. öffentliche Renten und Pensionen 140,7 26,67

411. Renten der gesetzlichen Rentenversicherungen 92,5 17,53
412. Kriegsopferrenten 9,2 1,74
413. Sonstige 12,1 2,30
414. öffentliche Pensionen 26,9 5,10

42. Unterstützungen in wirtschaftlichen Notlagen 17,5 3,32
421. Sozialhilfe 5,9 1,12
422. Unterstützungen für Arbeitslose und Kurzarbeiter 11,6 2,20

43. Unterstützungen bei Krankheit 7,1 1,35
44. Sonstige Unterstützungen 22,6 4,28

441. Kindergeld 14,1 2,67
442. Sonstige 8,5 1,61

E. Gesamtausgaben 1976 527,6 100,00

1) Enthält im wesentlichen die Sachleistungen der gesetzlichen Krankenversicherungen.
2) Abzüglich Rückflüsse vom Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EA G FL).
3) Einschließlich Investitionszuschüsse aus Konjunkturprogrammen.
Q u e l l e :  Erste vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes, Wiesbaden 1977 (veröffentlicht in: Handelsblatt, Nr. 67 vom 5. 
1977, S. 1. Vollständige Aufschlüsselung und Berechnung durch die Verfasser).
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nehmers vom Schuldner zum Partner, Wieviel mehr 
gilt das für den Staat; deshalb deutet die stark 
steigende Verschuldung eher auf eine Stärkung 
der staatlichen Wirtschaftsaktivitäten hin. Die Be­
anspruchung des Kapitalmarktes durch öffentliche 
Verschuldung scheint dies auch zu bestätigen: In 
letzter Zeit hat der Staat eine Art Preisführerschaft 
bei den Konditionen übernommen 7).

Tabelle 7 
Reproduzierbares Sachvermögen und 

Sparguthaben des Staates 
in der Bundesrepublik Deutschland 

(in %  des gesamten Bestandes)

Jahr

Nettoanlage­
vermögen zu 

W ieder- 
beschaffungs- 

preisen

Bruttoanlage­
verm ögen in 

Preisen von 1962

Spareinlagen 
der öffentl. 
Haushalte

1960 18,3 16,6 4,4
1969 18,9 17,2 3,7
1970 19,1 17,2 3,1
1971 19,6 17,3 2,8
1972 19,8 17,3 2,4
1973 19,7 17,2 1,9
1974 19,5 17,2 1,6
1975 17,3 1,6

Q u e l l e :  Statistisches Jahrbuch 1976, S. 528; Monatsberichte der 
Deutschen Bundesbank, März 1977, S. 38 *.

Tabelle 8
Verschuldung der öffentlichen Haushalte

öffentlicher Kreditanteil 
an den Gesamtkrediten der Volkswirtschaft

1971 28,0
1972 27,2
1973 27,0
1974 27,7
1975 31,5
1976 32,3

Q u e l l e :  Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, März 1977, 
S. 58*.

Tabelle 9
Der Anteil des Staates am Kapitalstock 
in laufenden Preisen von 1850 bis 1959

Jahr
Öffentliche

Gebäude Eisenbahnen
Öffentlicher

Tiefbau
Staat

insges.

1850 3,8 3,0 11,5 18,3
1875 4,3 9,8 8,3 22,4
1900 4,1 9,8 6,0 19,9
1925 5,3 8,3 6,3 19,9
1950 6,6 5,1 9,5 21,2
1955 6,2 4,5 8,2 18,9
1959 6,0 4,4 8,8 19,2

Q u e l l e :  Walther G . H o f f m a n n ,  a.a.O., S. 255 f.

?) Vgl. Die Ursachen der Arbeitslosigkeit (III), in: Der Spiegel, 
Nr. 16 V. 11. 4. 1977, S. 150 ff.
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Der Anteil des Staates am volkswirtschaftlichen 
Kapitalstock ist sowohl langfristig als auch kurz­
fristig  konstant. Eine Veränderung der Position 
kann nicht abgeleitet werden.

Expansion der Transferfunktion

Trotz der teilweise entgegengesetzt verlaufenden 
Zeitreihen läßt sich die hinreichend gesicherte 
Kenntnis ableiten, daß der Staatsanteil an den 
volkswirtschaftlichen Gesamtaktivitäten nur und 
gerade im Sozialbereich wächst. Deshalb muß die 
nun folgende qualifizierende Bewertung der quan­
titativen Vorergebnisse beim Sozialbudget anset­
zen. Nach dem weiter oben bereits Gesagten muß 
die Frage gestellt werden: Bedeutet die Expansion 
der Transferfunktion des Staates eine Machtver­
schiebung zuungunsten der Privaten, oder wird 
diese Machtverschiebung durch entsprechende 
Rechtsvorkehrungen nicht wirksam? Die Frage ist 
so zu beantworten: Da ja die Staatsquote i.e.S. 
eher konstant bleibt, wächst hier dem Staat keine 
Wirtschaftsmacht zu; und im Bereich der sozialen 
Redistribution sind inzwischen überall Rechts­
ansprüche an die Stelle amtlicher Ermessensspiel­
räume getreten. Insofern ste llt der Staat nur den 
technischen Apparat der Abwicklung von sozialen 
Transaktionen.

Untersucht man ferner die Rechtspositionen zwi­
schen Staat und Privaten daraufhin, ob hier quali­
tative Veränderungen zugunsten des Staates und 
Beschränkungen zu Lasten des Privaten eingetre­
ten sind, so muß man wohl zu dem Schluß kom­
men, daß der Staat de jure seine Position nicht 
verstärken konnte, sondern im Gegenteil, daß er 
intensiverer Kritik und Kontrolle durch die Öffent­
lichkeit ausgesetzt ist.

An dieser Stelle scheint sich ein Widerspruch auf­
zutun: Wenn doch viele Bürger de facto feststel­
len, daß ihre wirtschaftliche und rechtliche Position 
sich tendenziell verschlechtert, und wenn hier 
gleichzeitig behauptet w ird, daß der Staat seine 
Macht weder ökonomisch noch rechtlich weiter 
gegenüber seinen Einwohnern ausgedehnt hat, 
wie kann es dann zu der erstgenannten Einschät­
zung kommen?

Die Erklärung liegt darin, daß tatsächlich eine gra­
vierende Entwicklung stattfindet, die sich aller­
dings mit den Staatsquoten nicht fassen läßt: „Es 
kann . . .  davon ausgegangen werden, daß immer 
weniger Steuer- und Beitragszahler immer höhere 
Lasten übernehmen, die dann als Transfereinkom­
men anderen Haushalten zufließen“ 8). Dieser 
Aspekt muß möglichst bald zu zwei Konsequenzen 
führen:

8) Handelsblatt, Nr. 67 v. 5.4.1977, S. 1.
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□  Durch bessere Informationen (individuelle 
Transferquoten, gesetzliche Vereinfachung usw.) 
muß die Tatsache ans Licht gebracht werden, in 
welchem Maße die wirtschaftliche und rechtliche 
Position der aus staatlicher Sicht Unterstützungs­
bedürftigen in letzter Zeit verbessert wurde. Es ist 
eine nicht zu leugnende Tatsache, daß die Bundes­
regierung jetzt erst „eine Transfer-Enquete-Kom- 
mission berufen“ w ill, „d ie  den Einfluß staatlicher 
Transfereinkommen auch durch unkoordinierte 
Einkommensgrenzen in verschiedenen Gesetzen 
auf die insgesamt verfügbaren Einkommen ver­
schiedener Haushalte erm itteln und Vorschläge zu 
einer besseren Abstimmung machen so ll“ 9). Das 
bedeutet mit anderen Worten, daß selbst die Bun­
desregierung gegenwärtig nicht in der Lage ist, 
individuelle Nettoquoten staatlicher Be- und Ent­
lastungen der Haushalte zu quantifizieren, ge­
schweige denn über deren Entwicklung etwas aus­
zusagen, obwohl die Transferzahlungen pro Kopf 
der Bevölkerung ein Ausmaß von 3800 DM (für das 
Kalenderjahr 1976) erreicht haben 10).

□  Durch bessere Abstimmung von Abgaben an 
den Staat und Leistungen des Staates an seine 
M itglieder muß ein Mittelmaß zwischen den be­
rechtigten Forderungen der Unterstützungsbedürf­
tigen und dem Leistungswillen und -vermögen der 
Abgabepflichtigen gefunden werden.

Machttransfer zwischen Bürgern

Eine gerechte Abstimmung zwischen „Nettozah­
lern“ und „Nettoempfängern“ kann de facto nur 
erreicht werden, wenn endlich die bereits häufig 
erhobene Forderung erfü llt wird, daß Leistungen 
und Gegenleistungen in einer einheitlichen Be­
hörde verrechnet werden müssen. Die Tatsache,

9) Verlautbarung des Bundesministeriums für Finanzen (BM F), 
zitiert nach Handelsblatt, Nr. 67 vom 5.4.1977, S. 1.
10) Ebenda.

daß dem Finanzamt nur steuerpflichtige Einkünf 
offenbart werden, während soziale Leistungen v< 
vielen anderen Stellen in die Haushalte fließe 
führt immer häufiger zu dem Paradoxon, daß Pe 
sonen zur Steuerpflicht herangezogen werden rr 
dem Ergebnis, nach Steuern und Abgaben schied 
ter dazustehen als andere Mitbürger, denen S 
zialeinkommen steuerfrei zufließen.

Die Frage nach der gegenwärtigen Entwicklur 
staatlicher Aktivitäten ist also in der Weise zu b 
antworten, daß die Staatsmacht zwar nicht g 
wachsen ist, daß der Staat aber in die Pflicht g 
nommen wurde, zwischen den Bürgern erheblicl 
Umverteilungen von Wirtschafts- und Rechtspo; 
tionen vorzunehmen, ohne heute noch den Übe 
blick über die tatsächlichen Größenordnungen d 
eingeleiteten Entwicklungen zu besitzen.

Staatsquoten sind bei entsprechender Einordnui 
in das sie umgebende gesellschaftliche und recl 
liehe Umfeld durchaus aussagefähige Indikatore 
sofern es die Vergangenheit und die gegenwärtii 
Entwicklung staatlicher Einflußnahme auf die Wi 
schaft betrifft. Die hier angestellten Überlegung! 
führen zu dem Schluß, daß die staatliche Wi 
schaftsmacht in der Vergangenheit deutlich zug 
nommen hat, wobei es den Privaten aber gelu 
gen ist, diesen Zuwachs an Macht zu kontrollier! 
und zu kompensieren. Demgegenüber nimmt c 
Macht des Staates jetzt nicht mehr zu; die Frag 
Stellung hat sich verkehrt: Es findet ein Macl 
transfer zwischen den Bürgern statt. Und währei 
die Kontrolle der Staatsmacht vorläufig geklärt i 
b leibt im dunkeln, ob der Staat bisher aufgrui 
seiner mangelnden Informationsbasis in der Lai 
und willens ist, die Machtverschiebungen zwisch' 
den Bürgern zu kontrollieren und gegebenenfa 
zu kompensieren. In diesem Punkt helfen die b 
her bekannten Staatsquoten tatsächlich nicht w 
ter.
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